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UN-Überprüfungskonferenz als Chance zur wirksamen Kontrolle des Handels 

mit 
Kleinwaffen und leichten Waffen nutzen 

 
 
Zurzeit findet eine zweiwöchige Konferenz zur Überprüfung des UN-Aktionsprogramms zum Kleinwaf-
fenhandel bei den Vereinten Nationen in New York statt. Es gilt im Zuge dessen vor allem mehr als 
deutlich hervorzuheben, wie katastrophal die Folgen der massenhaften Verbreitung von Kleinwaffen 
und leichten Waffen tatsächlich sind. Denn fälschlicherweise ist die Gefahr von Kleinwaffen und leich-
ter Rüstung auf nationaler, regionaler und globaler Ebene gesellschaftlich nicht präsent genug und 
wird unterschätzt. Kleinwaffen und leichte Waffen sind eine bestimmte Kategorie von Kampfmitteln, 
die von einer oder zwei Personen getragen, transportiert und ausgelöst werden können. Zu ihnen 
zählen laut UNO-Definition unter anderem Sturmgewehre, Revolver und Maschinenengewehre sowie 
die dazugehörige Munition, aber auch Handgranaten, tragbare Raketenwerfer, Mörser, Panzerfäuste, 
Minen und schultergeschützte Flugabwehrraketen. Die meisten Kleinwaffen sind leicht zu transportie-
ren und im wahrsten Sinne des Wortes kinderleicht zu bedienen. Das Töten mit dem Gewehr vom Typ 
Kalaschnikow AK-47 kann man bereits einem Zehnjährigen beibringen. Die Folge ist unter anderem, 
dass Kinder vor allem in Afrika und Asien zu Tausenden zwangsweise als Soldaten rekrutiert werden. 
In rund 40 Staaten der Erde kämpfen nach Schätzungen von UNICEF immer noch über 300 000 mit 
Kleinwaffen ausgerüstete Jungen und Mädchen in Regierungsarmeen oder bewaffneten Gruppen. In 
weiten Teilen der Welt sind Kleinwaffen preiswerter als zum Beispiel Nahrungsmittel oder Medizin. In 
Uganda kostet nach UNICEF Angaben ein AK-47-Gewehr soviel wie ein Huhn und in Angola soviel 
wie ein Sack Mais - etwa 15 Dollar. In vielen Krisengebieten sind sie daher auch außerhalb regulärer 
Streitkräfte weit verbreitet.  
 
Den Kleinwaffen sind in den letzten Jahrzehnten weit mehr Menschen zum Opfer gefallen als allen 
anderen Waffenarten zusammen. Mindestens eine halbe Million Menschen verlieren alljährlich ihr 
kostbares Leben durch Kleinwaffen, das heißt, jede Minute stirbt ein Mensch durch diese Waffengat-
tung, unter ihnen auch viele Frauen und Kinder. Weltweit wird die Anzahl von Kleinwaffen, die jahr-
zehntelang benutzt werden können und immer wieder auf neuen Brandherden auftauchen, von ai auf 
650 Millionen geschätzt. Damit verfügt jeder zehnte Mensch über eine Waffe. Jedes Jahr werden 14 
Milliarden Schuss Munition produziert - das sind weltweit mehr als zwei Geschosse für jeden Mann, 
jede Frau und jedes Kind.  
 
Diese unvorstellbare Menge an Kleinwaffen macht sie zum meistverbreiteten Massenvernichtungsmit-
tel unserer Zeit. Wie Helmut Schmidt bereits richtig feststellte, handelt es sich im Fall der Kleinwaffen-
verbreitung ausdrücklich um einen globalen Notstand, der dringend der Abhilfe bedarf. Die massen-
hafte Streuung solcher Waffen führt zudem zur Destabilisierung ganzer Regionen und verhindert in 
Ländern wie Somalia, Sierra Leone, Sudan, Kongo oder Angola über Jahre jede friedliche Entwick-
lung. Verschlimmernd kommt hinzu, dass die Gefahr durch Kleinwaffen und leichte Rüstung mit der 
Beilegung eines regionalen Konfliktes nicht zu Ende ist. Denn diese Waffen bleiben nach der Beile-
gung von Konflikten meist in den Händen der gewaltbereiten Menschen und unterminieren so die 
Friedenskonsolidierung und die angestrebte Stabilität in den betroffenen Regionen. Die Mehrzahl der 
Menschen fällt somit nicht den Kampfhandlungen selbst zum Opfer, sondern verliert ihr Leben in der 
"Nachkriegszeit". Das bedeutet: Frieden, Sicherheit und die positive Entwicklung werden in wachsen-
dem Maße durch die destabilisierende Wirkung der Verbreitung von Kleinwaffen und leichten Waffen 
bedroht. Kleinwaffen und leichte Waffen tragen zudem zur Verschärfung des Terrorismus und der 
organisierten Kriminalität bei. Wer den Terrorismus bekämpfen will, sollte insofern als einen der ersten 
Schritte die Verbreitung von Kleinwaffen und leichter Rüstung mit aller Macht eindämmen. Eine wirk-
same Kontrolle dieser Waffengattung ist für eine menschenrechtsorientierte, aber auch für eine Wirt-
schaftsfördernde Politik und damit einhergehend für die Stärkung des humanitären Völkerrechtes 
zwingend notwendig. Es gibt bereits viele internationale, regionale und nationale Vereinbarungen ge-
gen die Verbreitung von leichten und Kleinwaffen, wie zum Beispiel das 2001 geschaffene "UN Akti-
onsprogramm zur Bekämpfung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen in allen 



Aspekten" und das 2005 von der UN-Generalversammlung verabschiedete politisch verbindliche Ab-
kommen über die Kennzeichnung und Nachverfolgbarkeit von Kleinwaffen. Die Vollversammlung der 
Vereinten Nationen verabschiedete insgesamt mehr als 30 Resolutionen zu Kleinwaffen und auch der 
Weltsicherheitsrat befasste sich auf Sondersitzungen mehrfach mit diesem Thema. Es ist unumstrit-
ten, dass trotz dieser internationalen Verträge und nationalen Rechtsvorschriften und dem großen 
Engagement internationaler Nichtregierungsorganisationen die Gefahr durch Kleinwaffen und leichte 
Rüstung in den letzten Jahren nicht wirklich nachgelassen hat. Aus humanitärer wie menschenrechtli-
cher Sicht sollte die internationale Gemeinschaft deshalb die Chance nutzen, sich im Schlussdoku-
ment der Überprüfungskonferenz mit klaren Kriterien und verbindlichen Regelungen zur Bekämpfung 
des Missbrauchs von Kleinwaffen und leichten Waffen zu verpflichten und Lücken im Aktionspro-
gramm zu schließen. Die SPD-Fraktion bekräftigt mit diesem Antrag insofern die uneingeschränkte 
Notwendigkeit eines Übereinkommens aller Staaten zur Schaffung eines wirkungsvollen und eindeuti-
gen internationalen Kontrollsystems, das Waffen- und Munitionstransfers in Gebiete unterbindet, in 
denen diese Güter wahrscheinlich zu schwerwiegenden Verletzungen der Menschenrechte oder des 
humanitären Völkerrechtes verwendet werden. Wir bekunden damit unseren grundsätzlichen Willen, 
alles dafür zu tun, dass die zweite UN-Durchführungskonferenz zum Kleinwaffen-Aktionsprogramm 
diesem Ziel eines internationalen rechtskräftigen Kontrollsystems entscheidend näher kommt. Wer 
das hehre Ziel verfolgt, Massenvernichtungswaffen weltweit zu bekämpfen, der sollte ein solches Kon-
trollsystem mit all seiner Kraft unterstützen.  
 
 


